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1 Das Wichtigste in Kürze 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hat das BIBB gebeten, eine Voruntersuchung 
zur Klärung des Neuordnungsbedarfes der Berufsausbildung der Sozialversicherungsfachangestellten 
durchzuführen. Die entsprechende Verordnung trat vor 25 Jahren am 1. August 1997 in Kraft. Die 
Anforderungen an die Beschäftigten könnten sich insbesondere durch die fortschreitende 
Digitalisierung geändert haben und neue Kompetenzen erfordern. Methodisch sind zur 
Datenerhebung Literatur- und Dokumentenanalysen, ein qualitativer Untersuchungsansatz mit 
leitfadengestützte Experteninterviews sowie die Einrichtung eines beratenden Projektbeirates mit 
Vertretungen der Sozialparteien, Ausbildungsverantwortlichen und Berufsschulen vorgesehen. 

2 Begründung 

Zuordnung zu den Themenschwerpunkten des BIBB 

Das Projekt ist beim Themenschwerpunkt „Modernisierung und Qualitätssicherung der beruflichen 
Bildung“ angesiedelt. In diesem Zusammenhang ist es dem Thema „Ordnungsbezogene 
Berufsforschung und -entwicklung“ zuzuordnen. Damit wird eine wichtige Grundlage für die 
Qualitätssicherung der Ordnungsarbeit gelegt und ein Beitrag zur Entwicklung moderner zeit- und 
bedarfsgerechter Ordnungsmittel geleistet. Gegenstand der Forschungsarbeiten der 
Voruntersuchung in diesem Projekt ist insbesondere die Klärung der Aktualität der 
Ausbildungsinhalte in der Verordnung des Ausbildungsberufes Sozialversicherungsfachangestellten.  

Ausgangslage 

Die Ausbildungsordnung der Sozialversicherungsfachangestellten mit ihren fünf Fachrichtungen 
allgemeine Krankenversicherung, gesetzliche Unfallversicherung, gesetzliche Rentenversicherung 
sowie knappschaftliche und landwirtschaftliche Sozialversicherung trat am 1. August 1997 in Kraft 
und wurde bislang nicht geändert. Nach 25 Jahren könnten sich die Anforderungen an die 
Beschäftigten geändert haben, insbesondere da auf Grund „der fortschreitenden Digitalisierung und 
der damit einhergehenden Automatisierung neue Kompetenzen in der Arbeitswelt benötigt“ werden, 
„die u. a. Prozessverständnis, projektorientiertes Arbeiten und einen verstärkten Fokus auf 
Kommunikation umfassen“. Auch eine Vielzahl von Änderungen im Sozialrecht sind erfolgt. 

Projektziele 

Wie im „berufsübergreifenden Konzept zur Evaluation von Ausbildungsordnungen“ (BIBB 2013) 
festgehalten, verfolgen Evaluationen von Ausbildungsordnungen – und analog auch 
Voruntersuchungen zu Ausbildungsordnungen – grundsätzlich das Ziel, Erkenntnisse über die jeweils 
in Rede stehende Verordnung zu gewinnen. 

Technologischer Wandel und Veränderungen in betrieblichen Strukturen haben Auswirkungen auf 
das geforderte Wissen, implizieren neue Anforderungen an Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
im jeweiligen Berufsbild. Die aus der Voruntersuchung gewonnenen Erkenntnisse sollen eine 
Entscheidungsgrundlage liefern, mithilfe derer der Erhalt oder auch eine notwendige 
Weiterentwicklung bzw. Modifikation der Ausbildungsordnung begründet werden kann.  

In diesem Entwicklungsprojekt sollen daher vor allem Inhalt und Struktur der Ausbildungsordnung im 
Hinblick auf die künftigen Anforderungen für Sozialversicherungsfachangestellte untersucht werden. 
Dabei sollen die zunehmend digitalen Verfahren besonders in den Blick genommen werden. Darüber 



 

hinaus sollen Erkenntnisse zur Durchlässigkeit im dreistufigen Fortbildungssystem der beruflichen 
Bildung erschlossen werden. Ziel des Vorhabens ist eine eventuelle Neuordnung der Verordnung 
über die Berufsausbildung zum Sozialversicherungsfachangestellten/zur 
Sozialversicherungsfachangestellten vom 18. Dezember 1996. 

Es soll insbesondere zu den folgenden Fragen Stellung genommen werden: 

• Wie hat sich der Qualifikationsbedarf in den fünf verschiedenen Fachrichtungen der 
Sozialversicherungsfachangestellten verändert und welche zukünftigen Veränderungen sind 
bereits jetzt absehbar? 

• Die fortschreitende Digitalisierung und Automatisierung sowie die demografische 
Entwicklung und darauf aufbauende Rechtsänderungen könnten neue Kompetenzen im 
Berufsfeld erfordern. Relevant könnten insbesondere sein: Prozessverständnis und 
Prozessoptimierung, Kundenorientierung, projektorientiertes Arbeiten, 
Vernetzungskompetenzen, Selbstorganisation und Lernen auf Distanz. Gibt es diese und ggf. 
weitere Anforderungen und werden sie durch die aktuell geltende Ausbildungsordnung 
ausreichend abgebildet? 

• Inwiefern könnte die Ausbildungsordnung eine stärker praxisorientierte Ausbildung 
gewährleisten, die sich enger als bisher an den Anforderungen des späteren Arbeitsplatzes 
orientiert und weniger durch eine systematische Vermittlung und Vertiefung bei den 
Versicherungsträgern selbst oder in überbetrieblichen Einrichtungen erfolgt (§ 5 der 
Ausbildungsordnung)?  

• Ist die Aufteilung der Themenschwerpunkte im Ausbildungsberufsbild in § 3 der 
Ausbildungsordnung noch zeitgemäß? Hier sollen erforderliche Änderungen der 
Ausbildungsinhalte in der Ausbildungsordnung und im Ausbildungsrahmenplan aufgezeigt 
werden. 

• Entspricht ein formeller Fachrichtungsansatz von 50 Prozent im Vergleich zu 50 Prozent 
gemeinsamer Ausbildung aller Fachrichtungen noch den tatsächlichen Verhältnissen mit Blick 
auf die unterschiedliche Ausrichtung der Fachbereiche? 

• Im Fachbereich Krankenversicherung wird immer häufiger das Berufsbild der Kaufleute im 
Gesundheitswesen ausgebildet. Hier soll die Schnittstelle der Anforderungen im Berufsfeld 
Kaufmann im Gesundheitswesen und der Sozialversicherungsfachangestellten herausarbeitet 
werden. 

• Wird die Ausbildungsordnung dem 2020 novellierten BBiG insbesondere mit Blick auf 
Durchlässigkeit und Anschlussmöglichkeiten noch gerecht? 

Transfer 

Der erstellte Abschlussbericht soll den beauftragenden Ministerien, dem Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales (BMAS) sowie, als Einvernehmensministerium, dem Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF), zur weiteren Veranlassung übergeben werden. Das 
Bundesgesundheitsministerium ist in den Entwicklungsprozess mit eingebunden. Die Ergebnisse 
dienen den Verantwortlichen zur Vorbereitung einer Entscheidung über das weitere Vorgehen in der 
Gestaltung der Ausbildung. 

Des Weiteren sind ggbfs. Veröffentlichungen eines Beitrages in einer Fachzeitschrift sowie in der 
Reihe wissenschaftliche Diskussionspapiere vorgesehen. 



 

3 Konkretisierung des Vorgehens 

Methodische Vorgehensweise 

Im Rahmen einer Recherchephase erfolgt eine Dokumentenanalyse der Ausbildungsordnung, des 
Ausbildungsrahmenplanes und des Rahmenlehrplanes.  

Darüber hinaus werden Grunddaten zur Ausbildung, Auszubildenden (u.a. Anzahl, regionale 
Verteilung, Abbruchquoten), Beschulung sowie Prüfung unter Nutzung zur Verfügung stehender 
Sekundärdaten in Erfahrung gebracht. Ergänzende Informationen werden vor allem von 
einschlägigen zuständigen Stellen des öffentlichen Diensts, Verbänden und Gewerkschaften sowie 
der Kultusministerkonferenz (KMK) eingeholt.  

Für einen explorativen Zugang zum Feld sollen leitfadengestützte Experteninterviews durchgeführt 
werden. Diese Methodik ermöglicht es, eine Übersicht über notwendige Modifikationen im Rahmen 
der künftigen Ausbildung zu ermitteln. Bei Bedarf sollen nach Auswertung der Interviews weitere 
qualitative Methoden zur Anwendung kommen (z. B. Fallstudien). 

Zielgruppe sind hier insbesondere Ausbilder und Ausbilderinnen sowie Personalverantwortliche. Bei 
der Auswahl der Feldkontakte sollen die Art des Betriebes, die Betriebsgröße sowie eine regionale 
und insbesondere fachrichtungsbezogene Verteilung berücksichtigt werden. 

Interne und externe Beratung 

Die Voruntersuchung soll anhand valider Daten ein möglichst vollständiges Bild über Veränderungen 
im Berufsbild und damit einhergehenden erforderlichen Änderungen der Ausbildungsinhalte in der 
Ausbildungsordnung liefern.  

Dazu ist im Projektbeirat adäquates Expertenwissen einzubinden. Hier soll u.a. auf die 
Erfahrungshintergründe der Beiratsmitglieder und ihre Fachdisziplinen aus dem Bereich des 
Sozialversicherungswesens zurückgegriffen werden. Der Projektbeirat soll insbesondere die 
Voruntersuchung inhaltlich und methodisch beraten sowie beim Feldzugang zu den zu Befragenden 
unterstützen. Hierzu werden ein Auftakt- sowie ein Abschlussworkshop vorgeschlagen. Neben 
Vertretungen der Sozialparteien, DGB, dbb - Tarifunion und den Spitzenvertretungen der betroffenen 
fünf Zweige der gesetzlichen Sozialversicherung sowie dem BMAS und BMBF soll auch die KMK und 
das KWB eingebunden werden. Auch sollen die unterschiedlichen Vertretungen über Erfahrungen der 
betrieblichen Ausbildungspraxis verfügen (z. B. Ausbildungsverantwortliche im Bereich 
Sozialversicherung. 

Dienstleistungen Dritter 

Es ist beabsichtigt, aus Gründen der Wirtschaftlichkeit Dienstleistungen Dritter für die 
Transkriptionsaufgaben (ca. 30 Interviews von jeweils 90 Minuten) zu beauftragen.  
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